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Länder- und Verbändeanhörung – Referentenentwurf für ein Gesetz zur Stärkung 
der natürlichen Infrastruktur (Änderung BNatSchG) 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

wir bedanken uns für die Möglichkeit, zu dem im Betreff genannten Referentenentwurf 
Stellung zu nehmen. Aufgrund der aus unserer Sicht zu kurz bemessenen Frist für die 
Länder- und Verbändebeteiligung beschränken wir uns auf folgende Punkte: 

Zu Art. 1 Nr. 2 Buchst. b (§ 1 Abs. 1a BNatSchG-E) 

Grundsätzlich möchten wir mit Blick auf die Verkehrsinfrastruktur der Länder betonen, 
dass der Referentenentwurf den Zielen einer Beschleunigung von Planung und 
Genehmigung unseres Erachtens in Teilen zuwiderläuft. Das betrifft insbesondere die 
vorgesehene pauschale Einführung eines überragenden öffentlichen Interesses für alle 
Nationalparks, Naturschutzgebiete, Kernzonen von Biosphärenreservaten und 
natürliche nicht entwässerte Moore sowie Maßnahmen zur Wiedervernässung von 
Mooren (nachfolgend „Schutzgebiete“). Dieses überragende öffentliche Interesse soll 
nach dem Referentenentwurf nur bestimmten Maßnahmen, die ihrerseits im 
überragenden öffentlichen Interesse liegen, nicht entgegengehalten werden können. 
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In Rheinland-Pfalz ist für Verkehrsprojekte des Landes bzw. der Kommunen kein 
überragendes öffentliches Interesse festgelegt. Nach unserem Überblick verhält es sich 
in den anderen Bundesländern weitgehend genauso. Bei geplanten oder künftig 
notwendigen Baumaßnahmen an Landes-, Kreis- oder Gemeindestraßen, die 
Schutzgebiete berühren, drohen daher erhebliche Verzögerungen oder 
unüberwindliche Hindernisse. Nichts anderes gilt für Baumaßnahmen in Bezug auf 
nichtbundeseigene Eisenbahnen und damit insbesondere für 
Reaktivierungsbemühungen des Landes, bei denen Schutzgebiete berührt sind. Auch 
bei Baumaßnahmen an Häfen wären Länder und Kommunen mit denselben Problemen 
konfrontiert. Mit der Föderalen Modernisierungsagenda ist dieses Vorgehen nicht 
vereinbar. Die Modernisierungsagenda wäre für die Länder sicherlich nicht 
zustimmungsfähig gewesen, wenn die – durchaus zu begrüßende – Beschleunigung 
bestimmter Bundesverkehrswegeprojekte nur um den Preis erheblicher neuer 
Hindernisse für Verkehrsprojekte der Länder (einschließlich Kommunen) zu erreichen 
gewesen wäre. Eine pauschale Festlegung eines überragenden öffentlichen Interesses 
für die Schutzgebiete ist daher nicht zielführend. Das überragende öffentliche Interesse 
sollte vielmehr nur im Einzelfall aufgrund tragfähiger Gründe festgelegt werden.  

Die Errichtung derartiger Hürden für Verkehrsprojekte der Länder wäre insbesondere 
vor dem Hintergrund des Sondervermögens für Infrastruktur und Klimaneutralität nicht 
nachvollziehbar, denn ein Leitgedanke war gerade, den Investitionsstau auf allen 
Ebenen – Bund, Länder und Kommunen – zu beseitigen. Rheinland-Pfalz hat 
dementsprechend entschieden, den auf das Land entfallenden Anteil am 
Sondervermögen zu 60% den Kommunen zur Verfügung zu stellen. Dieser Anteil für 
die Kommunen wurde aus Landesmitteln aufgestockt, um kommunale Projekte 
möglichst schnell und bürokratiearm zu verwirklichen. Erhebliche zusätzliche rechtliche 
Hürden für Verkehrsprojektes der Länder und Kommunen, wie sie 
§ 1 Abs. 1a BNatSchG-E entgegen der zahlreichen Ankündigungen zur 
Planungsbeschleunigung mit sich bringt, würden das Vertrauen in die 
Handlungsfähigkeit des Staates erschüttern. 

Als Minimum sollte daher in § 1 Abs. 1a Satz 2 BNatSchG-E der in eckigen Klammern 
beigefügte Zusatz aufgegriffen werden, wonach das überragende öffentliche Interesse 
für Schutzgebiete zudem solchen Vorhaben nicht entgegengehalten werden kann, die 
aus Sondervermögen finanziert werden. In diesem Zusammenhang bedarf es einer 
Klarstellung, dass dies für sämtliche mit Mitteln des Sondervermögens geförderte 



  
 

3/4 

Maßnahmen der Länder und Kommunen gilt. Das Sondervermögen stellt aber nur eine 
einmalige Maßnahme zur Beseitigung eines langfristigen Investitionsstaus dar. Daher 
bedarf es darüber hinaus weitergehender Absicherungen der nicht bundeseigenen 
Verkehrsinfrastruktur, die sicherstellt, dass dem berechtigten Interesse der Bevölkerung 
an verkehrssicheren Straßen und pünktlichen Zügen und den Interessen der Wirtschaft 
an leistungsfähigen Transportwegen hinreichend Rechnung getragen wird.  

Zu Art. 1 Nummer 3 Buchst. a (§ 2 Abs. 3a BNatSchG-E): 

Wir begrüßen die vorgeschlagene Regelung. Der Ansatz, Multifunktionalität, 
Multiinstrumentalität und Flächenersparnis zu ermöglichen, kann allen 
Projektbeteiligten bei der Suche nach Kompensationsflächen helfen und ist zu 
begrüßen. 

Zu Art. 1 Nummer 3 b (§ 2 Abs. 4 BNatSchG-E): 

Die Ergänzung, wonach „Geeignete Grundflächen …bereitgestellt werden“ sollen, 
bedarf u.E. der Erläuterung. Unklar ist, wer in welcher Form die Flächen bereitstellen 
soll und; ob damit stärker als bisher in Eigentumsrechte (ggf. ohne Maßnahmenbezug) 
eingegriffen werden soll. 

Zu Art. 1 Nummer 5 Buchst. b (§ 14 Abs. 4 BNatSchG): 

Bei der Bestimmung, welche Maßnahmen keinen Eingriff darstellen, regen wir an, den 
Begriff „regelmäßig“ zu streichen und den Begriff „Unterhaltungsmaßnahmen“ durch 
„Erhaltungsmaßnahmen“ zu ersetzen. Damit wären auch notwendige Instandsetzungen 
und Erneuerungen (ohne Kapazitätserweiterung) erfasst. 

Zu Art. 1 Nr. 6 Buchst. c und g (§ 15 Abs. 3b und 6b BNatSchG-E): 

Die vorgesehenen Regelungen zur pauschalen Erhöhung des ermittelten 
Kompensationsbedarf halten wir aus verkehrspolitischer Sicht für problematisch. 
Gerade linienhafte Infrastruktur unterliegt im Hinblick auf ihre Lage vielen 
Abhängigkeiten. Die vorgesehenen Malus-Regelungen würden den 
Kompensationsbedarf weiter erhöhen. Dies macht Verkehrsplanungen 
herausfordernder und steht wiederum im Widerspruch zum gemeinsamen Anliegen von 
Bund und Ländern, Planungs- und Genehmigungsverfahren zu beschleunigen. Sofern 
keine ausreichenden Kompensationsflächen entsprechend der um 20% steigenden 
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Anforderungen zur Verfügung stehen, würde eine erhebliche Teuerung durch die um 
weitere 20% erhöhten Ersatzgeldzahlungen drohen. Dies konterkariert das Anliegen 
des verfassungsändernden Gesetzgebers, mit dem Sondervermögen dringend 
erforderliche Verkehrsprojekte mit ausreichenden Finanzmitteln zu unterlegen.  

Zu Art. 1 Nummer 14 (§ 54 Abs. 12 BNatSchG-E): 

Wir begrüßen die vorgesehene Anpassung von § 54 Abs. 12 BNatSchG. Die 
Standardisierung entspricht dem Bekenntnis von Bund und Ländern zur 
Planungsbeschleunigung. Die einheitliche Anwendung auf alle Verkehrswege ist 
sachgerecht. 

Im Hinblick auf § 54 Abs. 12 Satz 1 Nr. 4 BNatSchG-E regen wir an, den Begriff 
„Unterhaltungsmaßnahmen“ durch „Erhaltungsmaßnahmen“ zu ersetzen. Damit wären 
auch notwendige Instandsetzungen und Erneuerungen (ohne Kapazitätserweiterung) 
erfasst. 

Zu Art. 1 Nr. 17 (§ 74 BNatSchG-E) 

Die in eckige Klammern gesetzten § 74 Abs. 7-10 BNatSchG-E sind für die Bedürfnisse 
der Praxis unverzichtbar, um laufende Vorhaben nicht zu gefährden und 
Rechtssicherheit zu gewährleisten. Im Interesse der Rechtsklarheit und 
Rechtssicherheit sollte der Begriff der „planerischen Vorbereitung“ in 
§ 74 Abs. 7 Nr. 2 BNatSchG-E eine Konkretisierung sowie eine eingehende 
Erläuterung in der Gesetzesbegründung erfahren. 

Wir sind mit der Veröffentlichung unserer Stellungnahme auf der Website des BMUKN 
einverstanden. 

Mit freundlichen Grüßen 
 
gez.  
Leiterin der Abteilung Verkehr und Straßen 
>>Dieses Dokument wurde elektronisch erstellt und ist ohne Unterschrift gültig<<

 




